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Die tschechoslowakische Emigration
der Jahre 1968/69: Österreich

als Erstaufnahme- und Asylland

Von Silke Stern

In der Nacht vom 20. auf den 21. August
1968 marschierten Truppen der Warschau-
er-Pakt-Staaten Sowjetunion, Ungarn, Bul-
garien und Polen in die Tschechoslowakei
ein. Sie beendeten damit gewaltsam die Re-
formbewegung des tschechoslowakischen
KP-Chefs Alexander Dubcek, der sich für
einen »Sozialismus mit menschlichem Ant-
litz« eingesetzt hatte.

Die offizielle Reaktion Österreichs auf
den Einmarsch der Truppen der »War-
schauer Fünf« war unter Verweis auf die
Neutralität und Unabhängigkeit Österreichs
zurückhaltend.2 Im Zusammenhang mit ei-
ner eventuell aus der Intervention resultie-
renden Flüchtlingsbewegung war man je-
doch bemüht, die »gut[e] österreichische Tradi-
tion« 3 bei der Bewältigung humanitärer Ver-
pflichtungen zu unterstreichen. Bereits am
22. August signalisierte Bundeskanzler Jo-
sef Klaus in den Abendnachrichten des
ORF, »allenfalls zu erwartende Flüchtlinge auf-
zunehmen und unterzubringen«.4 Zwei Tage
später bekräftigte Karl Pisa, Staatssekretär
für Information, noch einmal die Bereit-
schaft Österreichs zur »großzügigen Handha-
bung des Asylrechtes« und versicherte, daß »alle
Vorkehrungen für die Aufnahme von Flüchtlin-
gen getroffen« wären.5

De facto konnte von einer angemesse-
nen Vorbereitung der österreichischen Bun-
desregierung auf ein eventuelles Flüchtlings-
problem jedoch nicht die Rede sein. Zwar
befaßte sich das österreichische Bundesheer
seit März 1968 intensiv mit den Vorgängen
in der Tschechoslowakei – die Gruppe
Nachrichtenwesen des Bundesministeri-
ums für Landesverteidigung legte Verteidi-
gungsminister Georg Prader (ÖVP), Bun-
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deskanzler Josef Klaus (ÖVP) und Bundes-
präsident Franz Jonas (SPÖ) schon am 22.
März eine Sonderinformation über die Ent-
wicklungen in der CSSR vor, in der auch ein
Einmarsch sowjetischer Truppen in die
Tschechoslowakei nicht ausgeschlossen
wurde6 – trotzdem sahen die zuständigen
Stellen keine Notwendigkeit einer besonde-
ren Vorbereitung für die Bewältigung eines
erhöhten Flüchtlingsaufkommens. Trotz
der Warnung des österreichischen Bundes-
heeres, daß im Falle einer sowjetischen In-
tervention mit 150000 bis 200000 Flücht-
lingen zu rechnen sei,7 begegnete man An-
fragen aus den Bundesländern im Zusam-
menhang mit den Ereignissen in der CSSR
und Bitten um Weisungen im Falle eines
Flüchtlingsproblems gelassen. Als die Ober-
österreichische Landesregierung am 26. Juli
1968 um Mitteilung bat, ob und inwieweit
die Flüchtlingsheime Bad Kreuzen und
Thalham im Falle des Eintretens eines grö-
ßeren Flüchtlingsaufkommens zur Verfü-
gung stehen würden,8 teilte das Bundesmi-
nisterium für Inneres ihr drei Tage später
telephonisch folgendes mit: »Sollte eine Not-
situation wegen der Ereignisse in der CSSR entste-
hen, müssen wohl Schulen oder andere geeignete
Objekte vorübergehend zur Verfügung gestellt
werden, da die oben genannten Anstalten fast zur
Gänze ausgelastet sind.« 9

Tatsächlich setzte nach der Invasion die
Einreise tschechoslowakischer Staatsbürger
nach Österreich zunächst eher zögerlich ein.
Eine wenige Stunden nach dem Einmarsch
erteilte Anordnung der Generaldirektion für
öffentliche Sicherheit an die Landesgend-
armerie-Kommandos Nieder- und Ober-
österreich »zur Aufrechterhaltung der öffentli-

chen Ruhe, Ordnung und Sicherheit im Grenzge-
biet [sind] sofort Gendarmeriebeamte zu konzen-
trieren« und etwaige Flüchtlinge humanitär
und sicherheitsdienstlich zu betreuen,10

wurde mit 22. August sogar wieder aufge-
hoben.11 Erst etwa eine Woche später, rund
um den 30. August 1968, steigerte sich die
Zahl der nach Österreich einreisenden tsche-
choslowakischen Staatsbürger ganz erheb-
lich, und Österreich entwickelte sich in den
Jahren 1968 und 1969, genauer gesagt bis
zur endgültigen Grenzschließung seitens
der CSSR im Oktober 1969, zum wichtig-
sten Erstaufnahmeland zehntausender,
von den Ereignissen in ihrer Heimat desillu-
sionierter tschechoslowakischer Staatsbür-
ger sowie zur Drehscheibe ihrer Weiter-
migration in andere westliche Staaten.12 Aus-
reisen aus der Tschechoslowakei erfolgten –
im Gegensatz zur ungarischen Flüchtlings-
welle des Jahres 195613 – bis auf wenige
Einzelfälle auf legalem Wege. Zum einen lag
dies an den im Rahmen der Reformen des
»Prager Frühlings« beschlossenen Reiseer-
leichterungen für tschechoslowakische
Staatsbürger,14 die nach der Intervention nur
schrittweise zurückgenommen wurden,
zum anderen an der Vorgabe des General-
sekretärs des ZK der KPdSU, L. I. Breznev,
der am 18. August die Führer der Länder der
Interventionskoalition instruierte, »nicht die
auf[zu]halten, die in den Westen flüchten […].
Schließlich flüchtet ein ehrlicher Mensch nirgends
hin, und wenn das ein Konterrevolutionär ist und
sich politisch verirrt hat, so soll er doch weglaufen.
Schließlich gehen unsere Truppen nicht gegen ehr-
liche Leute vor, gegen Tschechen und Slowaken«.15

An der österreichischen Gesandtschaft
in Prag setzten Visaanfragen dieser »poli-
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tisch Verirrten« bereits unmittelbar nach der
Invasion ein. Entgegen der in Wien öffent-
lich signalisierten Bereitschaft, tschechoslo-
wakische Staatsbürger mit offenen Armen
zu empfangen, stießen diese in Prag
zunächst jedoch kurzzeitig auf verschlosse-
ne Tore. Aus Wien war die Weisung ergan-
gen, das »Gesandtschaftsgebäude abschließen [zu
lassen] und nur Paßösterreichern Zutritt [zu]
gewähren«. Bereits im Gebäude befindliche
tschechoslowakische Staatsbürger sollten
»unter Hinweis darauf, daß [die] Gesandtschaft
der Aufnahme eigener Staatsbürger vorbehalten
bleiben muß, durch gütliches Zureden zum Verlas-
sen des Gebäudes bewogen werden«.16 Diese und
auch noch eine weitere Instruktion des In-
nenministeriums vom 25. August, »aus
zwingenden Gründen der Staatssicherheit« bis
auf weiteres keine Visa mehr auf CSSR-Päs-
se zu erteilen – in Prag waren von der Besat-
zungsmacht 10000 Blanko-Paßformulare
beschlagnahmt worden17 –, wurden von
Botschafter Rudolf Kirchschläger unter Be-
rufung auf die humanitären Pflichten Öster-
reichs jedoch nicht befolgt, im Gegenteil: In
der Gesandtschaft war es trotz gegenteiliger
Bescheide aus Wien nie zu einer Unterbre-
chung der Visaausgabe gekommen. Die oft
berichtete Annahme, daß in den ersten Ta-
gen des Einmarsches »an keinem Tag weniger
als 5000 Visa gestempelt«18 wurden, entspricht
jedoch nicht den Tatsachen. Vielmehr ging
der durchschnittliche Umfang der Visaaus-
gabe mit 1500 vom 21. bis 26. August erteil-
ten Visa in den ersten Tagen der Besetzung
sogar etwas zurück,19 steigerte sich ab die-
sem Zeitpunkt aber exponentiell und pen-
delte sich bis zur ersten Septemberwoche
auf 1000 bis 2000 pro Tag ein. Am 30. Au-
gust berichtete Kirchschläger nach Wien:
»Die Niedergeschlagenheit und Trostlosigkeit un-
ter der Bevölkerung ist groß, dem entsprechend
steigt auch der Andrang nach Visa. Heute wurden
hier bis jetzt 2006 ausgestellt.« 20 Vor allem
immer wieder auftauchende Gerüchte über
baldige Grenzsperren für tschechoslowaki-
sche Staatsbürger ließen tageweise die Zahl
der Visaansuchen in die Höhe schnellen;
selbst jene Personen, die nicht vorhatten, in
naher Zukunft die CSSR zu verlassen, woll-
ten für den Fall der Fälle ihre Reisepässe
»fertig haben«, um somit auch wieder legal
in die CSSR zurückkehren zu können.21

Etwa gleichzeitig mit der verstärkten
Einreise tschechoslowakischer Staatsbürger
aus der Tschechoslowakei setzte die Einreise
von etwa 50000 tschechoslowakischen Tou-
risten nach Österreich ein, die von den Er-
eignissen in ihrer Heimat im Urlaub in Ju-
goslawien, Bulgarien und Rumänien über-
rascht worden waren und denen nun auf-

grund einer Grenzsperre eine Heimreise
über Ungarn nicht mehr möglich war.

In beiden Fällen, sowohl bei den Tou-
risten als auch bei den tschechoslowakischen
Staatsbürgern, die direkt aus der CSSR nach
Österreich kamen, entschied das Bundesmi-
nisterium für Inneres, die paßrechtlichen
und fremdenpolizeilichen Vorschriften ent-
gegenkommend und großzügig zu hand-
haben.22 Lediglich in der Zeit vom 25. bis 27.
August wurde an den österreichisch-tsche-
choslowakischen Grenzkontrollstellen die
Ausgabe von Sichtvermerken an tschecho-
slowakische Staatsbürger eingestellt. Soweit
bekannt, wurde jedoch in der Praxis keinem
einzigen tschechoslowakischen Staatsbürger
die Einreise verwehrt, war es im Falle des
Fehlens von Reisedokumenten oder eines
österreichischen Sichtvermerks doch mög-
lich, das Schlupfloch eines politischen Asyl-
ansuchens zu nutzen.23

Bereits bei ihrer Einreise nach Österreich
äußerten sich viele tschechoslowakische
Touristen dahingehend, die weitere Ent-
wicklung der politischen Situation in der
CSSR in Österreich abwarten zu wollen. Der
Großteil der tschechoslowakischen Touri-
sten strebte in den Norden Österreichs, um
nach Möglichkeiten zu suchen, mit ihren
Angehörigen in der CSSR Verbindung auf-
zunehmen.24

Die Stadt Wien hatte mit 90 Prozent der
Übernachtungen die Hauptlast der Erstver-
sorgung tschechoslowakischer Touristen
und Flüchtlinge zu tragen. Infolgedessen
trat dort mit 23. August ein bereits seit län-
gerem vom Wiener Gemeinderat beschlos-
sener Katastropheneinsatzplan in Kraft,
und die Wiener Stadtverwaltung übernahm
in Zusammenarbeit mit dem neu gegrün-
deten »Komitee zur Betreuung tschechi-
scher und slowakischer Touristen und
Flüchtlinge«, dem Roten Kreuz und den
Wiener öffentlichen Küchen (WÖK) die
Betreuung der tschechoslowakischen Staats-
bürger. Zunächst war es vordringlich, inner-
halb kürzester Zeit geeignete Unterkünfte
zu organisieren. In den folgenden Wochen
wurden in Zusammenarbeit mit zahlrei-
chen Privatleuten, Institutionen und Hilfs-
organisationen Tausende Unterbringungs-
möglichkeiten geschaffen; alleine das Rote
Kreuz stellte elf Lager zur Verfügung, in
denen bis zum 25. September 61400 Über-
nachtungen gezählt wurden. Trotzdem er-
wiesen sich diese rasch organisierten Notun-
terkünfte schnell als zu klein, spontan muß-
ten weitere Übernachtungsmöglichkeiten
geschaffen werden. Unter anderem wurden
in den folgenden Tagen die Halle der »Wie-
ner Internationalen Gartenschau«, die B-

Halle der Stadthalle und wenig später auch
ein Lagerhaus der Österreichischen Tabakre-
gie im Wiener Arsenal unter Hilfeleistung
des Österreichischen Bundesheeres dem-
entsprechend adaptiert.25

Vor allem in den zuletzt errichteten Un-
terkünften, die zum Teil nur mehr mit
Strohmatten ausgestattet werden konnten,
waren die sanitären Verhältnisse prekär. Der
Vorsitzende des »Central British Fund for
Jewish Relief and Rehabilitation« berichtete
am 10. September 1968, nach einem Besuch
des Lagers Arsenal nach Genf: »One has only
to visit the camp at Arsenals, which was a former
barracks. Here literally hundreds of refugees sleep
in large rooms with their camp beds adjoining.
Outside in the courtyard are a number of cars
belonging to these refugees. I went through the
camp in the daytime. One can hardly imagine what
the situation must be at night.« 26

Die Betreuung der Lager erfolgte größ-
tenteils durch freiwillige Mitarbeiter des Ro-
ten Kreuzes, dessen Teilorganisationen be-
reits am Morgen des 21. August durch das
Generalsekretariat der Österreichischen Ge-
sellschaft vom Roten Kreuz alarmiert wor-
den waren, sich für eventuelle Einsätze be-
reit zu halten. Neben zehn Helferinnen und
Helfern des Schweizerischen Roten Kreuzes
versahen im Lager Arsenal bis 23. Septem-
ber insgesamt 280 Freiwillige im Schichtbe-
trieb ihren Dienst, die Zahl der Betreuten
betrug etwa 12000. Die Lager des Wiener
Roten Kreuzes versorgten im Tag- und
Nachtdienst täglich etwa dreißig Personen,
die Zahl der von der WÖK gelieferten Es-
sensportionen betrug täglich bis zu 5000.27

Am 10. September 1968 zog Innen-
minister Franz Soronics (ÖVP) vor dem
Ministerrat erste Bilanz über Umfang und
Bewältigung der Erstversorgung tschecho-
slowakischer Flüchtlinge und Touristen in
Österreich.28 Insgesamt waren in der Zeit
vom 21. August bis zum 8. September 1968
86354 Nächtigungen tschechoslowakischer
Staatsbürger in provisorischen Auffangla-
gern registriert worden, alleine das Rote
Kreuz, die Caritas, die Volkshilfe und das
»American Jewish Joint Distribution Com-
mittee« hatten bis zu diesem Zeitpunkt für
die Versorgung tschechoslowakischer
Flüchtlinge und Touristen, die größtenteils
ohne finanzielle Mittel nach Österreich ge-
kommen waren, rund sechs Millionen Schil-
ling aufgewendet. Noch immer reisten täg-
lich 2000 bis 3000 tschechoslowakische
Staatsbürger nach Österreich ein. Die finan-
ziellen Mittel privater Hilfsorganisationen
waren ausgeschöpft, Länder und Gemein-
den forderten Refundierungen für ihre Auf-
wendungen. Die Zahl der tschechoslowaki-
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schen Touristen hatte sich ab der ersten Sep-
temberwoche zwar kontinuierlich verrin-
gert, und ein großer Teil der tschechoslowa-
kischen Staatsbürger war nach Sondierung
der Lage bereits wieder in die CSSR zurück-
gekehrt,29 die Situation in den bundeseige-
nen Heimen galt jedoch weiterhin als ge-
spannt. Vor allem das »Erstaufnahmezen-
trum« Traiskirchen war längst nicht mehr
aufnahmefähig, als Ausweichquartiere
mußten unter anderem das Heim Reiche-
nau, das Heim des Auslandsstudenten-
dienstes in Mödling-Vorderbrühl, das
Heim des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes in Sigmundsberg bei Mariazell und
das Flüchtlingsheim Kreuzen herangezo-
gen werden. Aufgrund dieser Notsituation
wurde beschlossen, einen dringenden Hilfs-
appell an den Hochkommissär der Verein-
ten Nationen (UNHCR) und an den Direk-

tor des ICEM (Intergovernmental Com-
mittee for European Migration) zu richten,
um für die in Österreich befindlichen
Flüchtlinge sowohl eine finanzielle Hilfe zu
erhalten wie auch für den raschen Abtrans-
port von Flüchtlingen aus Österreich Sorge
zu treffen.30

Tatsächlich stellte der UNHCR wenig
später im Rahmen des Projektes »68/ES/
Aus.1« zunächst einen Betrag von 50000
Dollar (1290075 Schilling) für die private
Unterbringung und Auswanderungsfinan-
zierung von nach der Genfer Konvention
anerkannten Flüchtlingen zur Verfügung.
Dieser Status traf jedoch trotz der liberal
geregelten fremdenpolizeilichen Behand-
lung tschechoslowakischer Flüchtlinge nur
auf einen kleinen Prozentsatz der sich in
Österreich befindenden Tschechoslowaken
zu; bis Ende September wurden nur etwa

1500 Asylwerber verzeichnet. Im Novem-
ber sollte ein Erlaß des Innenministeriums
dieser Situation ein Ende setzen: Binnen
zwei Wochen hatten sich die tschechoslowa-
kischen Staatsangehörigen nunmehr end-
gültig zu entscheiden, »ob sie in ihre Heimat
zurückkehren oder aber im Bundesgebiet verblei-
ben wollen«.31 Unmittelbare Folge dieses Ul-
timatums war ein starkes Ansteigen der
Asylansuchen auf etwa 8000 bis Anfang
1969. Dies wiederum zog eine weitere Ver-
schärfung der bereits problematischen Un-
terbringungssituation in bundeseigenen
Flüchtlingsheimen nach sich,32 aufgrund de-
rer sich der Flüchtlingsfonds der Vereinten
Nationen entschloß, im Februar sowie
April 1969 aus den Mitteln des Fondsver-
mögens noch einmal einen Betrag von
jeweils 500000 Schilling zur Verfügung zu
stellen.33 Die finanzielle Situation blieb je-
doch weiterhin gespannt. Ab März 1969
hatte das Innenministerium die Kosten der
privaten Unterbringung aus Budgetmitteln
zu tragen, während sich der Flüchtlings-
fonds bereit erklärte, weiterhin Transport-
kosten und Kosten der medizinischen Be-
treuung sowie allenfalls notwendige Beklei-
dungshilfen bis zur Erschöpfung der Mittel
zu übernehmen.34

Bei den tschechoslowakischen Asylwer-
bern handelte es sich größtenteils um junge
Menschen mit hohem Ausbildungsniveau.
Dementsprechend fiel die Reaktion der
CSSR auf den »Exodus« gerade dieser
»wertvollen« Bevölkerungsgruppe aus ih-
rem Heimatland aus: Nachdem der tsche-
choslowakische Botschafter in Wien, Pavel
Novotný, bereits am 21. August Außenmi-
nister Kurt Waldheim ersucht hatte, »in den
Fällen, in denen sich tsch[echoslowakische]
Staatsbürger an österreichische Stellen wenden
[…], Hilfe zu leisten, nicht jedoch durch die
Gewährung von Asyl die Rückkehr zu erschwe-
ren«,35 kam es Mitte September zu einem
weiteren Appell der Tschechoslowakei in
diese Richtung. In einem Gespräch im
tschechoslowakischen Außenministerium
dankte Vizeminister Jaroslav Kohout Bot-
schafter Rudolf Kirchschläger zwar für die

Protestierende Tschechoslowakinnen. Quel-
le: Ústavu pro soudobé dejiny (Institut für Zeit-
geschichte).
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»politisch saubere« Hilfe Österreichs gegen-
über den tschechoslowakischen Urlaubern,
bat ihn aber gleichzeitig darum, alles zu tun,
um die Rückkehr der in Österreich befindli-
chen Tschechoslowaken zu erleichtern, da
»ein großer intellektueller Aderlaß wirtschaftlich
und politisch sehr schwer zu ertragen wäre«. Zu-
sätzlich begannen die zuständigen tschecho-
slowakischen Stellen bereits Mitte Novem-
ber 1968, um der bis dahin weitgehend un-
gehinderten Ausreise tschechoslowakischer
Staatsbürger entgegenzuwirken, mit der
schrittweisen Rücknahme der während der
Reformen des »Prager Frühlings« eingeführ-
ten Erleichterungen für Reisen ins westliche
Ausland. Am 14. November gab Vize-In-
nenminister Jaroslav Rybár bekannt, »die der-
zeit in Geltung stehende Verordnung über den
Auslandsreiseverkehr in dem Sinne abzuändern,
daß die Dauer-Ausreisebewilligungen vorüberge-
hend aufgehoben und durch einmalige Ausreisebe-
willigungen, die zu einzelnen konkreten Reisen
berechtigen, ersetzt werden«.36 Die österreichi-
sche Botschaft in Prag berichtete diesbezüg-
lich nach Wien: »Der bisher ziemlich großzügig
gehandhabte Reiseverkehr scheint damit vor einer
ziemlich drastischen Einschränkung zu ste-
hen.« 37

Um die Rückkehr der sich bereits im
Ausland befindlichen Personen voranzu-
treiben, erließ der tschechoslowakische Prä-
sident Ludvík Svoboda im Mai 1969 eine
Amnestie für »tschechoslowakische Staatsbür-
ger, die ohne Bewilligung das Gebiet der Tschecho-
slowakischen Sozialistischen Republik verlassen
haben oder ohne Bewilligung der tschechoslowaki-
schen Behörden im Ausland geblieben sind«.38

Dieser Garantie einer straffreien Rückkehr in
ihre Heimat folgten aber nur wenige.39 Im
Gegenteil: Im Frühjahr und Sommer 1969
kam es vor dem Hintergrund der in der
CSSR stetig einsetzenden »Normalisie-
rungsmaßnahmen« zur Konsolidierung
der kommunistischen Macht zu einer neu-
erlichen starken Zunahme tschechoslowaki-
scher Flüchtlinge. Die Aufnahmekapazität
der bundeseigenen Flüchtlingsheime und
-lager war zu diesem Zeitpunkt längst er-
schöpft. Im April, dem Monat der Abset-

zung der Identifikationsfigur des »Prager
Frühlings«, Alexander Dubcek, vom Posten
des Parteichefs der KPC, hatten sich die Be-
legszahlen im Vergleich zum Vorjahr fast
verdreifacht, die Zahl an Asylwerbern ver-
vierfacht.40 Die tschechoslowakische Bevöl-
kerung hatte erkannt, daß die anfängliche
Hoffnung, daß immer noch ein gewisser
Raum für die Fortführung der Reformen
bestehen könnte, sich nicht bewahrheiten
würde.41 Doch nicht nur politische Desillu-
sionierung und Angst vor politischen Ver-
folgungen waren Gründe, der Heimat end-
gültig den Rücken zu kehren. Oft waren es
auch wirtschaftliche Überlegungen, das Ge-
fühl, in der Tschechoslowakei keine wirt-
schaftliche Zukunft mehr zu haben, das die
Menschen dazu trieb, ihre Heimat zu verlas-
sen: »Durch das neue politische System wurde die
Wirtschaft in der CSSR total ruiniert und ich
sehe keine Lebensmöglichkeit mehr. Deshalb bin

ich nach Österreich gefahren und habe hier aus
rein wirtschaftlichen Gründen um Asyl ange-
sucht. Ich war in der CSSR keinen Verfolgungen
ausgesetzt.« 42

Der neue erhöhte Zustrom an Flüchtlin-
gen führte zur vorübergehenden Neueröff-
nung des Lagers Arsenal, das bereits mit
Februar 1969 geschlossen worden war, und
zur neuerlichen Unterbringung von Flücht-
lingen in den Heimen Bad Kreuzen, Thal-
ham, Vorderbrühl und Reichenau.43 Vor al-
lem in der Umgebung der Lager Bad Kreu-
zen und Thalham mußte das Bundesmi-
nisterium für Inneres zusätzlich dazu über-
gehen, Neuflüchtlinge, unter denen sich vie-
le kinderreiche Familien befanden, in Gast-
höfen einzumieten, eine Form der Unter-
bringung, die erst im Jahr darauf, nach Ab-
gängen der letzten Flüchtlinge in Heime be-
ziehungsweise deren Auswanderung, wie-
der aufgegeben werden konnte.44

Demonstranten. Quelle: Ústavu pro soudobé
dejiny (Institut für Zeitgeschichte).
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Wieviele Tschechoslowaken als unmit-
telbare Folge der Niederschlagung des »Pra-
ger Frühlings« und der daraufhin einsetzen-
den Repressionen über Österreich ihre Hei-
mat verließen, läßt sich heute nicht mehr mit
Sicherheit feststellen. Fest steht, daß in einer
ersten großen Welle bis zum 23. Oktober
1968 162 000 tschechoslowakische Staats-
bürger nach Österreich gelangten und sich
diese Zahl bis Anfang Dezember 1968 auf
rund 208000 Personen erhöhte. Im Som-
mer 1969 fand eine zweite Flüchtlingswelle
mit mehreren tausend Personen ihren Hö-
hepunkt.

Für Österreich bedeutete die Emigration
aus der CSSR vor allem eine große finanziel-
le und organisatorische Herausforderung,
die ohne Unterstützung vieler nationaler
und internationaler Hilfsorganisationen
und der internationalen Staatengemein-
schaft nur schwer zu bewältigen gewesen
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Grundsätzlich kann gesagt werden, daß
Österreich für den allergrößten Teil der
tschechoslowakischen Flüchtlinge nur eine
Zwischenstation auf ihrer Reise in andere
westliche Staaten darstellte. In Zeiten der
Hochkonjunktur suchten einzelne Länder,
unter anderem die Schweiz, die BRD,
Schweden, Frankreich und Belgien gezielt
nach jungen Fachkräften unter den Flücht-
lingen, außerdem hatten viele Staaten ange-
sichts der Notsituation ihre Aufnahme-
und Asylverfahren für Tschechoslowaken
vereinfacht sowie teilweise auch ihre Zuwan-
derungskontingente für diese reserviert.48

Aus Sicht der Aufnahmeländer war ein
Großteil der tschechoslowakischen Flücht-
linge »of highest value (scientists, doctors, econo-
mists, skilled workers etc.)« 49, und beim Bun-
desministerium für Inneres ging »eine Flut

von Schreiben diverser Firmen aus dem In- und
Ausland ein, die um Vermittlung tschechoslowa-
kischer Arbeitskräfte baten«.50 Vor allem klas-
sische Einwanderungsländer – etwa die
USA – waren in den Flüchtlingslagern, vor
allem im »Auswanderungszentrum Trais-
kirchen«, mit eigenen Beratungsstellen und
Organisationen vertreten.51

Wichtigstes Aufnahmeland im europäi-
schen Raum war die Schweiz, die sich un-
mittelbar nach dem 21. August bereit erklärt
hatte, tschechoslowakische Staatsbürger
ohne Verzögerung durch ausgedehnte Auf-
nahmeverfahren aufzunehmen und »in
Übereinstimmung mit dem spontanen Willen des
Schweizervolkes […] eine weitherzige Gast-
freundschaft zu gewähren«.52

Außereuropäische Hauptaufnahmelän-
der waren neben Neuseeland, Südafrika und
den USA vor allem Australien und Kanada,
das über die kanadische Botschaft in Wien
bereits am 5. September seine Bereitschaft
erkennen hatte lassen, »eine Gruppe von csl.
Flüchtlingen aufzunehmen, die sich zur Zeit in
Jugoslawien befinden«.53 Insgesamt wanderten
nach der Krise in der Tschechoslowakei
12 000 tschechoslowakische Staatsbürger
nach Kanada aus, »most of them young, well-
educated and skilled – precisely the type of immig-
rants Canada wanted«.54

Hauptakteur in Auswanderungsfragen
war das Informations- und Beratungsser-
vice des »Zwischenstaatlichen Komitees für
Europäische Migration«, kurz ICEM, das
1951 in Genf als Gegenstück zum UNHCR
gegründet wurde und das nach eigenen An-
gaben in den Jahren 1968 und 1969 rund
16000 Tschechoslowaken zu einer Emigra-
tion nach Übersee verholfen haben soll.55

Nur eine Minderheit der tschechoslowa-
kischen Flüchtlinge verblieb dauerhaft in
Österreich; geht man von der Zahl der spä-
teren Ansuchen um Integrationshilfe aus,
waren es etwa 2000 bis 3000.56
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